
Ausschreibungsverfahren – Novellierung der 
Regelung bezüglich allgemeiner Anforderungen 

Ausschluss neu geregelt
Für die allgemeinen Anforderungen zur Teilnahme an Ausschreibungsverfahren, wie sie in Art.38 des 
Kodexes der Verträge aufgelistet sind, wurden die Regelungen überarbeitet. Die Änderungen wurden 
im Zuge der Umwandlung des Gesetzesdekretes 90/2014 in einen Gesetzestext festgeschrieben.

Bozen/Rom – Das Gesetzesdekret 90/2014 
wurde ursprünglich mit dem Ziel verab-
schiedet, Verwaltungsabläufe zu verein-
fachen. Folgerichtig wäre es demnach 
zu erwarten gewesen, dass sich Ände-
rungen in diese Richtung entwickeln 
würden. So hätte etwa eine teilweise 
Abschaffung einzelner Voraussetzun-
gen laut Art. 38 des Kodexes der Ver-

träge eine mögliche 
Vereinfachung be-
deutet. Stattdessen 
wurde nun lediglich 
die Möglichkeit ein-

geführt, dass im Falle von Unvollstän-
digkeiten, Fehlen oder bei wesentlichen 
Unregelmäßigkeiten einzelner Elemen-
te oder Ersatzerklärungen bezüglich der 
allgemeinen Anforderungen, diese mit 
der Zahlung einer Geldstrafe behoben 
und saniert werden können. Die Höhe 
der entsprechenden Geldbuße wird da-
bei bereits in der Ausschreibung fest-
geschrieben. 

Weiters ist nun vorgesehen, dass 
bei Unvollständigkeiten, Unregelmä-
ßigkeiten oder Fehlen von nicht we-
sentlichen Erklärungen die Vergabestel-
le keine Richtigstellung verlangt und 
auch keine Geldstrafe verhängt. Diese 
Regelung wird in allen Fällen von Un-
vollständigkeit, Fehlen oder Unregel-
mäßigkeit von Elementen und Ersatz-
erklärungen angewandt, die in der An-
gebotsphase hergestellt werden müs-
sen. Dies gilt auch für Dritte.

Die gesetzliche Neuerung sieht zu-
dem vor, dass jede Änderung, die - auch 
in Folge eines gerichtlichen Urteils -, 
erst nach der Phase der Zulassung zum 
Wettbewerb, der Richtigstellung oder 
des Ausschlusses der Angebote ange-
bracht wurde, keinerlei Auswirkung 
auf die Berechnung des sogenannten 
Mittelwertes hat. Auch die Berechnung 
des Schwellenwertes der übertrieben 
niedrigen Angebote bleibt davon un-
beeinflusst.

Es sei nochmals ausdrücklich dar-
auf hingewiesen, dass die gesetzliche 

Neuerung jene allgemeinen Vorausset-
zungen betrifft, deren Anforderungs-
erfüllung für die Teilnahme am Verga-
beverfahren laut Art. 38 notwendig ist. 

Der Nachweis über 
die Erbringung der 
Qualifikationsan-
forderungen laut 

Art. 40, der im Falle von Ausschrei-
bungen öffentlicher Arbeiten bereits 
durch das SOA-System abgedeckt wird, 
ist von dieser Gesetzesneuerung hinge-
gen nicht betroffen. 

Es stellt sich nun die Frage, wie die 

wesentlichen Unregelmäßigkeiten, Feh-
ler und Unvollständigkeiten definiert 
werden und inwiefern sie sich von den 
nicht wesentlichen Elementen unter-
scheiden. Gerade, da in letzterem Fall 
weder eine Richtigstellung noch eine 
verwaltungsrechtliche Geldstrafe ver-
hängt wird. 

Die wohl überzeugendste Interpreta-
tion dürfte jene sein, die auch die bis-
herige Rechtsprechung stützt, wenn es 
um Fragen der allgemeinen Anforde-
rungen, die für die Teilnahme an Verga-
beverfahren erfüllt werden müssen und 
der Ausschlussgründe von Ausschrei-
bungsverfahren geht. Die Gerichtsbar-
keit geht nämlich davon aus, dass ein 
Fehlen, eine Unvollständigkeit oder eine 
Unregelmäßigkeit dann ausschlagge-
bend ist, wenn sich die entsprechende 
Erklärung auf einen der zwingenden 
Ausschlussgründe für Vergabeverfah-
ren bezieht.

Damit ist eines sicher: künftig kön-
nen Teilnehmer an Vergabeverfahren 
nicht mehr von der Vergabestelle aus 
Gründen der Unvollständigkeit, des 
Fehlens oder der Unregelmäßigkeit ei-
ner Erklärung in Hinblick auf Artikel 38 
ausgeschlossen werden. Denn entweder 
handelt es sich dabei um eine wesent-
liche Unregelmäßigkeit, die aufgrund 
der neuen Verfahrensweise behoben 
werden kann, oder es geht um unwe-
sentliche Unregelmäßigkeiten, die je-
doch nicht mehr relevant sind.  

Landesgesetz – 
Steinbrüche, Gruben, Torfstiche

Anpassung
Die Anpassung und teilweise Neuregelung 
der Durchführungsbestimmungen zum
Landesgesetz bringen Vereinfachungen mit sich.

ClimaBau – 
Gedankenaustausch 

Labor 
Gruppe ClimaBau und EURAC stellen 
ein Forschungslabor für konventionelle 
und innovative Fassadensysteme vor.

Bozen – Die nennenswertesten Ände-
rungen betreffen dabei jene Unterlagen, 
die dem Ansuchen um Erteilung einer 
Abbaugenehmigung beigelegt werden 
müssen und deren Handhabung we-
sentlich vereinfacht wurde. Auch sind 
künftig keine verbindlichen Maßstäbe 
für Geländekarten mehr vorgesehen. 
Diese können in einem jeweils der Si-
tuation der einzelnen Grube entspre-
chenden Maßstab eingereicht werden.

Neu geregelt wurden auch die Ab-
baugebühren. Galt es bislang, für un-
terschiedliche Materialien auch unter-
schiedliche Abbaugebühren zu entrich-
ten, so gibt es künftig für jede Art und 
Qualität von Material nur noch eine ein-
heitliche Abbaugebühr von 0,50 €/m3. 

Bozen – Die Europäische Akademie EU-
RAC konzipiert derzeit ein Forschungs-
labor, in welchem unter realen Bedin-
gungen konventionelle und innovati-
ve (etwa multifunktionale, dynamische 

etc.) Fassadensys-
teme und Fassa-
denkomponenten 
getestet werden 
können. Das For-

schungslabor und seine diversen Ein-
satzmöglichkeiten sind kürzlich ge-
meinsam mit der Gruppe ClimaBau 
des Unternehmerverbandes Südtirol 
in Bozen vorgestellt worden. 

Dabei wurde nicht ein bereits fertig 
gestelltes Projekt präsentiert, sondern 
auf einen Informationsaustausch mit 

Dieser Betrag wurde für den Zeitraum 
vom 01.01.2014 bis 31.12.2018 festgelegt.

Nicht zuletzt hat die Landesregie-
rung die Genehmigungsphase teilwei-
se überarbeitet. So legt die Gemeinde-
verwaltung künftig bereits bei der Be-
gutachtung des Abbauprojektes durch 
die Gemeindebaukommission die ent-
sprechenden Umweltausgleichsmaß-
nahmen fest.

Das verabschiedete Dekret „Ände-
rung der Durchführungsverordnung 
zum Landesgesetz über Steinbrüche, 
Gruben und Torfstiche“ wurde am 16. 
September 2014 im Amtsblatt der Re-
gion Trentino-Südtirol kund gemacht 
und tritt 15 Tage nach Veröffentlichung 
in Kraft. 

den anwesenden Unternehmern abge-
zielt. Auf diese Weise soll es ermög-
licht werden, das Forschungslabor ent-
sprechend den Bedürfnissen der hei-
mischen Wirtschaft einzurichten, um 
bestmögliche Voraussetzungen für eine 
künftige Zusammenarbeit zu schaffen. 
Zu diesem Zweck wurden die Rückmel-
dungen und Anmerkungen der Anwe-
senden aufgenommen. Sie f ließen nun 
in die Entwicklung des Projektes ein, 
bevor es im Detail geplant und reali-
siert wird.

Das Projekt des Forschungslabors 
wurde mit Hilfe einer Finanzierungs-
vereinbarung und im Rahmen eines In-
vestitionsprogrammes der Autonomen 
Provinz Bozen ins Leben gerufen. 

Bezirksveranstaltungen

Kollektivvertrag 
Bauindustrie
Bozen – Ab Oktober 2014 wird das Kolle-
gium der Bauunternehmer mehrere Be-
zirksveranstaltungen abhalten, in deren 
Rahmen über Neuigkeiten im nationalen 
Kollektivvertrag der Bauindustrie infor-
miert wird. Zu den Bezirksveranstaltun-
gen sind alle Mitgliedsbetriebe des Bau-
kollegiums eingeladen. Der Auftakt zur 
Veranstaltungsreihe findet am Montag, 
20. Oktober 2014 von 10 Uhr bis 12 Uhr 
am Sitz des Unternehmerverbandes Süd-

tirol (Schlachthofstraße 57, Bozen) statt. 
Es folgen Veranstaltungen am Dienstag, 
21. Oktober 2014 in Töll/Partschins (Ho-
tel Edelweiss) und Mittwoch, 22. Okto-
ber 2014 in Bruneck (Hotel Post) jeweils 
von 10 bis 12 Uhr. Es wird um eine An-
meldung gebeten. Weitere Informatio-
nen sind im Sekretariat des Kollegiums 
der Bauunternehmer (Tel. 0471 282894, 
E-Mail info@baukollegium.it) erhältlich. 

Der neue gesamtstaatliche Kollektiv-
vertrag der Bauindustrie wurde am 1. 
Juli 2014 nach intensiven Verhandlun-
gen zwischen dem Fachverband ANCE 
und den nationalen Genossenschafts-
verbänden sowie Fachgewerkschaften 
unterschrieben. Die Vereinbarung sieht 
unter anderem eine Rationalisierung 
und dementsprechende Steigerung der 
Effizienz des umfangreichen Systems 
der bilateralen Einrichtungen vor, wo-
bei auf eine drastische Kostenreduzie-
rung abgezielt wird. Außerdem wird es 
eine Neustrukturierung des Institutes 
des Bauberufsalters geben, das künftig 
auf gesamtstaatlicher Ebene arbeiten 
wird. Weitere Neuerungen betreffen die 
erhebliche Reduzierung der Vertrags-
kosten unter Berücksichtigung der äu-
ßerst schwierigen Wirtschaftslage und 
die Steigerung der Flexibilität bei der 
Beanspruchung der Arbeitsleistung.  

Rundschreiben

Baustellenvor-
ankündigung
Bozen – Baustellenvorankündigungen 
müssen ausschließlich dem Arbeitsins-
pektorat übermittelt werden. Dies geht 
aus einem Rundschreiben der Abteilung 
Arbeit der Autonomen Provinz Bozen 
hervor. In anderen italienischen Regio-
nen und Provinzen ist es Vorschrift, die 
Baustellenvorankündigung auch an den 
jeweiligen Sanitätsbetrieb zu schicken. 
In Südtirol reicht es hingegen aus, die-
ses Dokument lediglich dem Arbeits-
inspektorat zu übermitteln. Dies gilt 
auch im Falle der Beanspruchung von 
Steuerbegünstigungen und/oder ande-
ren Beihilfen.

Bei Baustellen, auf denen lediglich 
ein Unternehmen tätig ist, das voraus-
sichtlich nicht mehr als 200 Personen/
Tag beschäftigt, ist die Ausstellung ei-
ner Baustellenvorankündigung hinge-
gen nicht notwendig.

Sollte eine Steuerbegünstigung in 
Anspruch genommen werden, so ist 
bei der Übermittlung der Baustellen-
vorankündigung darauf zu achten, dass 
diese mittels Einschreibebrief mit Rück-
antwort oder mittels zertifizierter elek-
tronischer Post erfolgt.  

KOLLEGIUM DER BAUUNTERNEHMER facebook

Fassaden-
systeme und 
-komponenten

Art. 38 
Kodex der 
Verträge

Allgemeine
Voraussetzungen

Edi
Biber
… my friend!
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